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Frau Henneck 
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- 

      L 7 AS 1636/10 B ER u. L 7 AS 1637/10 B: Wilfried Mohr ./. Arbeits-                

gemeinschaft Märkischer Kreis Widerspruchs- und Klagestelle 

Sehr geehrter Herr Mohr, 

in Ihrem o. a. Rechtsstreit weist der Senat nach Prüfung der Sach- und 

Rechtslage darauf hin, dass die Beschwerde gegen die Ablehnung der 

einstweiligen Anordnung nicht statthaft ist. Denn der Wert der Beschwer- 

de überschreitet 750,- € nicht. Ergänzend weist der Senat darauf hin, 

dass in Fällen der Unterschreitung des Berufungsstreitwertes im einst- 
Dienstgebäude: 

weiligen Rechtsschutzverfahren auch eine Nichtzulassungsbeschwerde zweigertstraße 54 
45130 Essen 

nicht gegeben ist. Das Sozialgerichtsgesetz (SGG) sieht in der ab 

01.04.2008 geltenden Fassung eine derartige Zulassung nicht vor. www.lsg.nrw.de 
www.sozialgerichtsbarkeit.de 

Hinsichtlich des Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist die 
Sprechzeiten: 
Mo.-Do. Uhr 

Uhr, 
Beschwerde des Antragstellers ebenso nicht zulässig. Die Neuregelung 

Uhr, 

des § 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG i.d.F. des Dritten Gesetzes zur Änderung 
Sie erreichen das Gericht 

des Vierten Sozialgesetzbuches und anderer Gesetze (BGBI I S. 11 32), vom Hauptbahnhof mit 
der Straßenbahnlinie 106 

nach der Beschwerden auch für Entscheidungen über einen Prozesskos- (Haltestelle Landgericht). 
Kfz.: BAB 40 

tenhilfeantrag im Rahmen des Verfahrens des einstweiligen Rechtsschut- Ausfahrt Hoisterhausen. 
Richtung Uni-Klinik. 

zes ausgeschlossen sind, wenn in der Hauptsache die Berufung nicht zu- Öffnungszeiten: 
Mo.-Do. 08:00-16:00 Uhr 
Fr. 08:00-15:00 Uhr 
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lässig wäre, wurde im Bundesgesetzblatt vom 10.08.201 0 veröffentlicht 

und trat damit in Kraft, bevor der Antragsteller mit Schriftsatz vom 

26.09.201 0 seine Beschwerde erhoben hat. 

Aus den oben genannten Gründen hat auch der Antrag auf Gewährung 

von Prozesskostenhilfe keine Aussicht auf Erfolg. 

Die sich aus der Rücknahme der Sanktionen ergebenden Nachzahlungen 

sind zwischenzeitlich an den Antragsteller erfolgt, so dass offene Forde- 

rungen beglichen werden können. 

Der Senat rät, die Beschwerden zurückzunehmen. Nach Ablauf des 

13.1 0.201 0 wird der Senat über die Beschwerden entscheiden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Redenbach-Grund 

Richterin am Landessozialgericht 

(Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig) 




